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I.  Einleitung 

Ziel dieser Diplomarbeit ist es, gegenüberzustellen wie weit die UN-

Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) in ausgewählten Bereichen in 

Österreich und Schweden umgesetzt ist und wie die politische Strategie, sowie 

damit verbunden die Gesetzgebung aussieht. 

Schweden wurde als Vergleichsland ausgewählt, da skandinavische Länder in 

sozioökonomischen Gebieten meist weiter entwickelt sind als die restlichen 

europäischen Staaten. Gesellschaftspolitisch orientiert man sich daher gerne am 

Norden. 

Die ausgewählten Bereiche der UN-BRK ergeben sich aus jenen 

Lebensbereichen, die für Menschen mit Behinderungen tagtäglich essenziell 

sind. Da die Autorin beruflich als Referentin für Recht und Inklusionspolitik in 

einer großen zivilgesellschaftlichen Interessensvertretung tätig ist, hat sie zudem 

jene Bereiche ausgewählt, in denen sie den größten Handlungsbedarf für 

Österreich vermutet hat.  

In den folgenden beiden Kapiteln werden wichtige Begriffe erläutert und dem/ der 

Leser:in Hintergrundinformationen gegeben. Ab Kapitel vier geht es dann an die 

konkrete Fragestellung. 

 

II.  Behinderung 

A.  Definition 

Laut österreichischem OGH ist eine Behinderung eine „nicht vorübergehende 

körperliche, geistige oder psychische Funktionseinschränkung oder eine 

Beeinträchtigung der Sinnesfunktion, die dazu führt, die Teilhabe am 

Arbeitsleben zu erschweren. Als nicht vorrübergehend definiert sich ein 

voraussichtlicher Zeitraum von mehr als 6 Monaten“. Außerdem müssen die 

Auswirkungen der Behinderung die Teilhabe der Betroffenen tatsächlich 
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erschweren, wobei gesellschaftliche Auswirkungen berücksichtigt werden 

müssen.1 

Behinderungen werden seit 2001 von der Weltgesundheitsorganisation (WHO) 

nach dem ICF qualifiziert. Die internationale Klassifikation der Funktionsfähigkeit, 

Behinderung und Gesundheit (ICF) kombiniert das medizinische und soziale 

Modell der Behinderung. Das medizinische Modell stellt auf die gesundheitliche 

Schädigung als Kausalität der Behinderung ab und erkennt daher nur die 

medizinischen Einschränkungen. Das soziale Modell analysiert die 

soziokulturellen Umweltbedingungen, wodurch ein Mensch mit Behinderung in 

seiner Lebensführung behindert wird.2  

In der UN-Behindertenrechtskonvention gibt es keine Definition für den Begriff 

Behinderung. Die UN-BRK definiert in Artikel 1 lediglich eine Schutzgruppe: Zu 

den Menschen mit Behinderungen zählen Menschen, die langfristige körperliche, 

psychische, intellektuelle oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, die sie in 

Wechselwirkung mit verschiedenen Barrieren an der vollen und wirksamen 

Teilhabe, gleichberechtigt mit anderen, an der Gesellschaft hindern können. 

Dementsprechend kann eine Behinderung laut UN-BRK nichts anderes als ein 

gesellschaftliches Konstrukt sein.3 

Auffallend in Hinblick auf die unterschiedlichen Definitionen ist, dass Österreich 

juristisch nach wie vor am medizinischen Modell festhält, ungeachtet dessen, 

dass die WHO und die UN-BRK längst dem sozialen Modell Vorrang erteilt 

haben. Es bleibt abzuwarten, ob sich dieses Bild auch in der Umsetzung der UN-

BRK widerspiegelt. 

 

 
1 Schörghofer Felix, Behauptete Diskriminierung: Definition der Behinderung, ZAS-Judikatur 2019/26 
MANZ, S.84. 

2 Hirschberg Marianne, Ambivalenzen in der Klassifizierung von Behinderung, Ethik in der Medizin 15, 
171. 
3 Bielefeld, Zum Innovationspotential der UN-Behindertenrechtskonvention, 06.2009. 
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B.  Anzahl Menschen mit Behinderungen 

Laut Auskunft des österreichischen Ministeriums für Soziales, Gesundheit, 

Pflege und Konsumentenschutz leben derzeit 400.000 Menschen mit 

Behinderung mit einem Behindertenpass in Österreich.4   

Da dieser nur von einem geringen Anteil an Menschen mit Behinderungen 

beantragt wird, muss auf die Schätzungen der Europäischen Kommission 

zugegriffen werden. 

Laut der Europäischen Komission lag der erhobenen Prozentsatz über die 

Anzahl von Menschen mit Behinderungen bei 28.9% der österreichischen 

Bevölkerung im Jahr 2022. Im Vergleich dazu haben in Schweden 21.7% der 

Bevölkerung eine Behinderung.5 

2022 hatte Schweden 10.55 Millionen Einwohner und damit 2.3 Millionen 

Menschen mit Behinderung und Österreich 2.6 Millionen Menschen mit 

Behinderung unter 8.98 Millionen Einwohnern.6  

Die beiden zu vergleichstehenden Staaten haben also ähnliche 

Bevölkerungsdimensionen. 

 

 
4 OV, Menschen mit Behinderung https://www.sozialministerium.at/Themen/Soziales/Menschen-mit-

Behinderungen.html#:~:text=Menschen%20mit%20Behinderungen%20sowie%20deren,mit%20einem%20

Behindertenpass%20in%20Österreich. (Stand 01.01.2021). 

5 OV, Anteil der Menschen mit Behinderung nach Land 

https://www.consilium.europa.eu/de/infographics/disability-eu-facts-figures/#0 (Stand 04.03.2024). 

6 OV, Schweden Gesamtbevölkerung 2022 
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/19316/umfrage/gesamtbevoelkerung-von-

schweden/#:~:text=Die%20Einwohnerzahl%20von%20Schweden%20erhöhte,Einwohner%3Ainnen%20im

%20Jahr%202022. (aufgerufen am 03.05.2024). 



 

 

14. Oktober 2024 Christina Holmes  7/35 

III.  Die UN-BRK 

A.  Geschichte  

Die Basis der UN-BRK bildet die fehlende Berücksichtigung von Menschen mit 

Behinderungen in der allgemeinen Erklärung der Menschenrechte von 1948 und 

dem Sozial- und Zivilpakt von 1966. In beiden Verträgen fehlt die explizite 

Nennung des Diskriminierungsfaktors Behinderung. Obwohl eine 

Sicherheitsklausel zur Verhinderung von Diskriminierung dieser Personengruppe 

eingefügt wurde, zeigte die Praxis, dass die Klausel nicht die Menschenrechte 

von Menschen mit Behinderungen achten und garantieren konnte.7 

Folglich galt die Erkenntnis, dass Menschen mit Behinderungen weltweit nicht 

ausreichend vor Diskriminierung und Ausgrenzung geschützt sind bzw. wurden, 

als Grundlage der UN-BRK. Die UN-BRK konkretisiert die allgemeinen Normen 

der Menschenrechte auf die Situation von Menschen mit Behinderungen und ist 

daher keine Spezialkonvention. Am 13. Dezember 2006 wurde sie von der 

Generalversammlung der Vereinten Nationen verabschiedet und gleich von 20 

Staaten ratifiziert.8 

 

B.  Zielsetzung 

Im Vergleich zu den allgemeinen Menschenrechten liegt das Markante in der UN-

BRK an der fokussierten Perspektive auf die Zielgruppe der Menschen mit 

Behinderung. Sie unterscheidet sich deshalb weniger durch die materiellen 

Rechte, als durch die spezifische Fokussierung auf Menschen mit 

Behinderungen von anderen Konventionen. Die Schwerpunkte liegen hier zum 

einen auf der Menschenwürde und zum anderen auf sozialer Inklusion und 

diskriminierungsfreier Partizipation. Bereits ausgesprochene Verbote, wie zum 

 
7 Schulze Marianne, A Handbook of the Human Rights of Persons with Disabilities. Understanding the UN 
Convention on the Rights of Persons with Disabilities3 (2010). 

8 OV, Die UN-Behindertenrechtskonvention https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/das-

institut/monitoring-stelle-un-brk/die-un-brk (aufgerufen am 03.05.2024). 
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Beispiel die Verwendung von Menschen mit Behinderungen ohne ihren Willen für 

medizinische und wissenschaftliche Experimente, werden bekräftigt und 

Bestimmungen für spezielle Gefährdungslagen dokumentiert. Die UN-BRK 

verdeutlicht auch das Problem der Mehrfachdiskriminierung von Frauen und 

Mädchen mit Behinderungen.9 

„Ziel der Konvention ist der volle und gleichberechtigte Genuss aller 

Menschenrechte und Grundfreiheiten für Menschen mit Behinderungen.“10 

 

C.  Ratifizierung 

Die UN-BRK ist wie auch andere Konventionen ein internationaler Vertrag 

zwischen Staaten, welcher auch Abkommen oder Übereinkommen genannt wird. 

Sobald der Wortlaut einer Konvention festgelegt ist, wird diese offiziell 

verabschiedet und den Mitgliedsstaaten zur Unterzeichnung vorgelegt. Diesen 

steht frei, ob sie die Konvention unterzeichnen oder nicht. Die Konvention tritt im 

jeweiligen Staat jedoch erst in Kraft, wenn eine bevollmächtigte Person/das 

Staatsoberhaupt eine entsprechende juristische Erklärung abgibt und bei den 

Konventionsverfassern die Ratifikationsurkunde hinterlegt wurde. Je nach 

Konvention gibt es unterschiedliche Regelungen, ob es eine bestimmte Anzahl 

an unterzeichnenden Staaten zum Inkrafttreten braucht oder nicht. Abhängig 

davon kann zwischen dem Datum der Unterzeichnung und des Inkrafttretens ein 

beträchtlicher Zeitunterschied bestehen.11  

In Österreich ist die UN-BRK seit 26.Oktober 2008 in Kraft.12 

 
9 Bielefeld, Zum Innovationspotential der UN-Behindertenrechtskonvention, 06.2009. 

10 OV, Die UN-Behindertenrechtskonvention https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/das-
institut/monitoring-stelle-un-brk/die-un-brk (aufgerufen am 03.05.2024). 

11 OV, Europarat Konventionen https://www.europewatchdog.info/konventionen_und_monitoring/ 

(aufgerufen am 04.05.2024). 

12 BMSGPK, UN-Behindertenrechtskonvention 

https://www.sozialministerium.at/Themen/Soziales/Menschen-mit-Behinderungen/UN-

Behindertenrechtskonvention.html (Stand 30.07.2020). 
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Schweden ratifizierte die Konvention ebenfalls 2008.13 

Mit der Ratifizierung beginnen in den unterzeichenenden Staaten selbstgewählte 

Prozesse zur Umsetzung. Nur die Einrichtung einer zuständigen Stelle ist 

Voraussetzung. 

 

IV.  Unterschiede in den Herangehensweisen zur Umsetzung 

A.  Gesetzliche Rahmenbedingungen 

1.  Österreich 

Gemäß Artikel 33 UN-BRK hat Österreich die „vorgeschriebene Anlaufstelle für 

Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Durchführung der UN-BRK im 

Sozialministerium“ eingerichtet. Diese Anlaufstelle ist sowohl für die staatliche 

Koordinierung als auch für die Erleichterung dieser zuständig. Zudem wurde, 

entsprechend der Vorschriften, ein unabhängiger Mechanismus zur Förderung, 

zum Schutz und zur Überwachung der Durchführung eingerichtet.14 

In Österreich nennt sich dieser Monitoringausschuss und wurde in den §§13g ff 

des Bundesbehindertengesetzes verankert.15 

2.  Schweden 

Ähnlich wie in Österreich ist auch in Schweden das Gesundheits- und 

Sozialministerium die Anlaufstelle für die Umsetzung der UN-BRK in der 

Regierung. Die schwedische Anlaufstelle zeichnet sich vor allem durch die starke 

Vernetzung unter den Abteilungen sowie den regelmäßigen 

 
13 OV, Full participation in society is the top goal in Sweden’s disability policy. 
https://sweden.se/life/equality/disability-policy# (Stand 05.04.2024). 

14 BMSGPK, UN-Behindertenrechtskonvention 

https://www.sozialministerium.at/Themen/Soziales/Menschen-mit-Behinderungen/UN-
Behindertenrechtskonvention.html (Stand 30.07.2020). 

15 OV, Was macht der Monitoringausschuss? https://www.monitoringausschuss.at/ueber-den-ausschuss/ 

(aufgerufen am 04.05.2024). 
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Informationsaustausch unter den Vertretern der Behindertenbewegung und den 

Staatssekretären aus. 16 

 

B.  Politische Rahmenbedingungen 

Das wichtigste Ziel der Behindertenpolitik ist es, dass die individuellen 

Auswirkungen einer Behinderung für die Betroffenen und ihre Umwelt reduziert 

werden. In weiterer Folge zielen die Maßnahmen darauf ab, bestehende 

Organisationen und Leistungssysteme zu sichern. 17 

1.  Europäische Union 

Genauso wie die Sozialpolitik, stand die Behindertenpolitik der Europäischen 

Union lange Zeit im Schatten der wirtschaftlichen Zielsetzungen. Da die EU die 

Behindertenpolitik in den wohlfahrtstaatlichen Strukturen der Mitgliedsländer 

ortet, verfügt sie selbst über vergleichsweise geringe Kompetenzen. Bis zum 

ersten Beschluss über eine strategische Behindertenpolitik im Jahr 1996 

beschränkten sich die Bemühungen der EU auf die Implementierung von 

Förderprogrammen, Sensibilisierung der Öffentlichkeit und Initiativen zur 

Bekämpfung von Diskriminierung. Jedoch versuchte man schon 1974 im Zuge 

eines Aktionsprogrammes, eine Verbesserung der beruflichen Rehabilitation von 

Menschen mit Behinderungen zu erzielen. Ab den 1980ern gab es eine 

parteiübergreifende Disability Intergroup, die bis heute als Expert:innen in 

Behindertenfragen arbeitet. Mit dem Vertrag von Amsterdam 1997 gelang der EU 

behindertenpolitisch ein Meilenstein. Nunmehr war ihr möglich, Richtlinien zu 

entwickeln, die rechtsverbindlich auf die Beseitigungen von Diskriminierungen 

zielen. In der Erklärung 22 zur Schlussakte befindet sich erstmalig eine 

Selbstverpflichtung der Gemeinschaftsmitglieder über die Ausarbeitung von 

 
16 UN Committee on the Rights of Persons with Disabilities (CRPD), Implementation of the International 

Convention on the Rights of Persons with Disabilities : initial report submitted by States parties under 
article 35 of the Covenant : Sweden, 18.09.2012, S. 57. 

17 Steffel Bettina, Behindertenpolitik, UN-Behindertenrechtskonvention und politische Partizipation, WU 

Wien (2015). 



 

 

14. Oktober 2024 Christina Holmes  11/35 

Maßnahmen zugunsten von Menschen mit Behinderungen. Mit dem Disability 

Mainstreaming soll in allen Bereichen der Politik der Aspekt Behinderung von 

Beginn an mitgedacht werden.18 

2010 hat die Europäische Kommission die Europäische Strategie zu Gunsten von 

Menschen mit Behinderung über den Zeitraum 2010 – 2020 beschlossen. In der 

Strategie werden jene Maßnahmen benannt, welche auf EU-Ebene von den 

nationalen Maßnahmen ergänzt werden sollen. Außerdem verdeutlicht die 

Strategie die Wichtigkeit bei der Bereitstellung von finanziellen Mitteln, 

Forschung, Bewusstseinsbildung und Datenerhebung.19 

Die Schwerpunktsetzung der EU-Strategie deckt sich weitgehend mit den 

Schwerpunktsetzungen des österreichischen NAP II. Außerdem hat die 

Kommission in regelmäßigen Abständen darüber zu berichten, wie weit die 

Umsetzung der Maßnahmen fortgeschritten ist. 

2.  Österreich 

Österreich hat zum einen durch die geschichtlichen Geschehnisse im Umgang 

mit Menschen mit Behinderungen und zum anderen durch den fehlenden 

Tatbestand der Behindertenhilfe in der Bundesverfassung eine schwierige 

Situation. Die gesetzlichen Rahmenbedingungen sorgen dafür, dass das 

Behindertenwesen eine Querschnittsmaterie auf Landes- und Bundesebene ist. 

Zudem hat die österreichische Behindertenpolitik einen stark medizinisch-

defizitorientierten Blickwinkel auf die Behinderung. Erst 1992 entschloss die 

österreichische Bundesregierung, auch gesellschaftliche Faktoren beim Prinzip 

der Integration zu berücksichtigen. Ein schleichender Prozess begann. Zwischen 

1992 und 2008 gab es neben einer kurzfristigen Beschäftigungsoffensive die 

Anerkennung der österreichischen Gebärdensprache als eigenständige Sprache 

in der Bundesverfassung sowie den Dreierpack aus 

 
18 Steffel Bettina, Behindertenpolitik, UN-Behindertenrechtskonvention und politische Partizipation. 

19 Europäische Kommission, MITTEILUNG DER KOMMISSION AN DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT, 

DEN RAT, DEN EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTS- UND SOZIALAUSSCHUSS UND DEN AUSSCHUSS 

DER REGIONEN, 15.11.2010. 
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Bundesbehindertengleichstellungsgesetz, Behinderteneinstellungsgesetz und 

Bundesbehindertengesetz.20 

a) Nationaler Aktionsplan (NAP) 
2012 hat die österreichische Bundesregierung im Ministerrat den Nationalen 

Aktionsplan Behinderung (NAP Behinderung I) als langfristige Strategie des 

Bundes für den Zeitraum 2012 bis 2022 beschlossen. Folglich wurde 2022 der 

NAP II für den Zeitraum 2022 bis 2030 beschlossen. Während der 

Ausarbeitungsphase des NAP II gab es im Auftrag des Sozialministeriums eine 

Evaluierung des NAP I von der Universität Wien. Sowohl beim NAP I als auch 

beim NAP II waren Bundesländer und Ministerien sowie 26 Expertenteams mit 

Menschen mit Behinderungen involviert.21 

b) Aktionspläne in den Bundesländern 
Aufbauend auf den NAP I haben einige Bundesländer in ihren 

Zuständigkeitsgebieten Landesetappenpläne (LEP) entwickelt, um die UN-BRK 

umzusetzen, da sie aufgrund der bundesstaatlichen Kompetenzverteilung nicht 

zur Umsetzung des Nationalen Aktionsplans verpflichtet werden können. 

Das Land Kärnten hat zum Beispiel den K-LEP mit 79 Maßnahmen für den 

Zeitraum 2014 bis 2020 entwickelt. Der Umsetzungsstatus wird auch hier laufend 

von einer Landesmonitoringstelle beobachtet und geprüft. Zum Abschluss des 

Zeitraums wurden im Statusbericht 50 von 82 Maßnahmen als umgesetzt tituliert 

und weitere 26 in Umsetzung befindlich protokolliert.22 

Andere Bundesländer, wie zum Beispiel Tirol, haben sich erst 2019 dazu 

bekannt, die UN-BRK auf Landesebene umzusetzen und die Erstellung des 

 
20 Steffel Bettina, Behindertenpolitik, UN-Behindertenrechtskonvention und politische Partizipation. 

21 BMSGPK, Nationaler Aktionsplan Behinderung 

https://www.sozialministerium.at/Themen/Soziales/Menschen-mit-Behinderungen/Nationaler-Aktionsplan-
Behinderung.html (Stand 26.11.2020). 

22 Land Kärnten, Landesetappenplan 2014 - 2020 (GS-L71) https://www.ktn.gv.at/Service/Formulare-und-

Leistungen/GS-L71 (Stand 28.01.2022). 
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Tiroler Aktionsplanes zur Umsetzung der UN-BRK (TAP) in Auftrag gegeben. Ab 

2023 wurde mit der Umsetzung begonnen.23 

3.  Schweden 

Geschichtlich betrachtet setzt sich Schweden bereits seit mehreren Jahrzehnten 

intensiv mit den Rechten von Menschen mit Behinderungen auseinander. Dies 

zeigt sich zum Beispiel darin, dass bereits in den 1980ern eine Vielzahl von 

Gesetzesreformen verabschiedet wurden, welche unter anderem dazu führten, 

dass Spezialinstitutionen und staatliche Pflegeeinrichtungen zu 

personenzentrierten Serviceanbietern weiterentwickelt wurden. Ein weiterer 

Meilenstein wurde 1994 durch die Einführung eines persönlichen Budgets für alle 

Menschen mit Behinderungen zu Finanzierung der Persönlichen Assistenz 

erreicht. 24 

Bereits vor der Ratifizierung der UN-BRK hat Schweden einen zehnjährigen 

Aktionsplan „Vom Patienten zum Bürger. Ein nationaler Aktionsplan für die Politik 

rund um Behinderung“ formuliert und mit seiner Umsetzung begonnen.25 

Später wurde in Abstimmung mit der UN-BRK die Behindertenstrategie 2011-

2016 entwickelt und umgesetzt. Diese Strategie basiert nicht nur auf der UN-

BRK, sondern sie ist auch im Einklang mit den allgemeinen Menschenrechten 

sowie der Kinderrechtskonvektion. Dabei sollten die Bemühungen systematisch, 

konkret und messbar sein. Parallel dazu soll ein Monitoringsystem die 

Auswirkung der Strategie auf die Lebensbedingungen von Menschen mit 

Behinderungen analysieren. 26 

 
23 Land Tirol, Tiroler Aktionsplan zur Umsetzung des UN-Behindertenrechtkonvention 

https://www.tirol.gv.at/fileadmin/themen/gesellschaft-soziales/kinder-und-jugendliche/kinder-und-

jugendhilfe/formulare/Inklusion/Tiroler_Aktionsplan/Tiroler_Aktionsplan_Behinderung__TAP_.pdf (Stand 

08.02.2023). 

24 Derksen Anna, Disability policies and movements in the Nordic countries since 1945 
https://nordics.info/show/artikel/disability-policies-and-movements-in-the-nordic-countries-since-1945 
(aufgerufen am 26.07.2024). 
25 OV, Disability Council International, S. 11. 

26 Ministry of Health and Social Affairs, Government of Sweden, A Strategy for the Implementation of 
Disability Policy, 2011-2016 https://extranet.who.int/mindbank/item/4850 . 
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Es ist hier also gut ersichtlich, dass Schweden und Österreich unterschiedlich an 

die Umsetzung der UN-BRK herangehen. Auffallend ist, dass Schweden sich 

schon viel früher mit der Gleichstellung von Menschen mit Behinderung 

beschäftigt und dementsprechende Maßnahmen ergriffen hat. Spannend bleibt, 

ob dieser zeitliche Vorsprung Schweden ein besseres Abschneiden in der 

Gegenüberstellung ermöglicht. 

 

V.  Staatenprüfung: Mechanismen des Monitorings 

A.  Internationale Mechanismen (Art. 34 UN-BRK) 

Jedem UN-Menschenrechtsvertrag steht ein Fachausschuss für das 

internationale Monitoring gegenüber. Während der ersten Staatenkonferenz 

wurde dieser Ausschuss auch für die Rechte von Menschen mit Behinderungen 

gegründet. Die mittlerweile 18 Mitglieder treffen sich zweimal im Jahr in Genf. 27 

Die alle vier Jahre wiederholende Staatenprüfung beginnt damit, dass der 

Fachausschuss eine Frageliste „List of Issues“ an die österreichische 

Bundesregierung übermittelt. Die Beantwortung dieser stellt den Bericht des 

österreichischen Staates zur Umsetzung der UN-BRK dar. Die gleiche Liste wird 

ebenfalls vom österreichischen Behindertenrat als gesetzlich eingerichtete 

Vertretung der Zivilgesellschaft beantwortet und um Themen ergänzt, welche in 

der Frageliste nicht vorgekommen sind. Außerdem formuliert dieser Vorschläge 

für Empfehlungen des Fachausschusses an die österreichische 

Bundesregierung. Außerdem gibt es den sogenannten Schattenbericht der 

Zivilgesellschaft sowie Berichte diverser Vertretungsorganisationen von 

Menschen mit Behinderungen. 28 

 

 
27 Schulze Marianne, A Handbook of the Human Rights of Persons with Disabilities. Understanding the UN 
Convention on the Rights of Persons with Disabilities. 

28 Steigmann Felix, Staatenprüfung 2023 https://www.behindertenrat.at/staatenpruefung-2023/#ziel5 

(Stand 09.06.2024). 
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B.  Nationale Mechanismen (Art. 33 UN-BRK) 

1.  Österreich 

Der Artikel 33 UN-BRK steht unter der Überschrift „Nationale Implementierung 

und Monitoring“ und fordert von den Vertragsstaaten auf nationaler Ebene, drei 

verschiedene innerstaatliche Stellen als Anlaufstelle, Monitoringstelle und 

Koordinierungsstelle einzurichten.29 

Gemäß Artikel 33 UN-BRK wurde der Monitoringausschuss als unabhängige 

Überwachungsstelle der UN-BRK in den Angelegenheiten, die in 

Bundeszuständigkeit fallen, eingerichtet. Der Ausschuss kann Stellungnahmen 

von Verwaltungsorganen einholen, Empfehlungen abgeben und berät den 

Sozialminister.30 

Dieses System ist auch auf Bundesländerebene, verankert in den jeweiligen 

Landesgesetzen, zu finden. Der Aufgabenbereich hier liegt in der Überwachung 

der Umsetzung der UN-BRK in Angelegenheiten, die in Landeszuständigkeit 

fallen. 

2.  Schweden 

In Schweden wurde das schwedische Institut für Menschenrechte durch seine 

Eigenschaft als nationale Menschenrechtsinstitution mit der unabhängigen 

Überwachung der Umsetzung der UN-BRK gemäß Artikel 33 (2) betraut.31 

 

3.  Prüfungsergebnisse in der Gegenüberstellung 

Nachfolgend werden die Ergebnisse der beiden Staatenprüfungen in den Jahren 

2013 und 2023 in den ausgewählten Bereichen Frauen mit Behinderungen, 

 
29 Nachtschatt Eva, Einbindung der Zivilgesellschaft bei der Implementierung der UN-BRK, in Recht & 

Solidarität 41. 

30 BMSGPK, UN-Behindertenrechtskonvention 

https://www.sozialministerium.at/Themen/Soziales/Menschen-mit-Behinderungen/UN-

Behindertenrechtskonvention.html (Stand 30.07.2020). 

31 UN Committee on the Rights of Persons with Disabilities (CRPD), Komitee für die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen. Abschließende Bemerkungen zum zweiten und dritten Bericht Schwedens, 2024. 
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Barrierefreiheit, selbstbestimmtes Leben, Bildung, Arbeit und Beschäftigung 

sowie Gesundheit in Österreich und Schweden gegenübergestellt.  

 

C.  Art. 6 – Frauen mit Behinderung 

1.  Österreich 

Bereits 2013, bei der ersten Staatenprüfung kritisiert das Komitee die gänzlich 

fehlende substanzielle Gleichstellung von Frauen und Männern. Weiters war das 

Komitee besorgt über das Fehlen einer spezifischen Interessensvertretung sowie 

gezielten Unterstützungsstrukturen für Frauen mit Behinderung. Gemäß der 

Berichterstattung gab es damals in ganz Österreich nur eine einzige 

Organisation, die partiell Frauen mit Behinderung vertrat. 32 

Im Zuge des kombinierten zweiten und dritten Bericht Österreichs 2023 stellte 

der Ausschuss besorgt das Fernbleiben von Frauen und Mädchen mit 

Behinderungen und deren Interessensvertretungen an der Ausarbeitung und 

Durchführung von Umsetzungsmaßnahmen der UN-BRK fest. Außerdem stellte 

der Ausschuss fest, dass die derzeitigen Maßnahmen im Bereich 

Gewaltprävention und Schutzmechanismen vor allem in Einrichtungen nicht 

ausreichen und die Behindertenperspektive in Gleichstellungsgesetzen fehlt. 

Ebenfalls fehlen auf Bundes- und Landesebene detaillierte Daten zur Situation 

von Frauen und Mädchen mit Behinderung sowie Mechanismen zur Beseitigung 

von Mehrfachdiskriminierungen. 33 

Auffallend ist, dass im Bericht zur ersten Prüfung lediglich eine pauschalierte 

Empfehlung abgegeben wurde. Hingegen wurde im zweiten Bericht auf das 

Übereinkommen des Europarates zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt 

 
32 UN Committee on the Rights of Persons with Disabilities (CRPD), Komitee für die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen. Abschließende Bemerkungen zum ersten Bericht Österreichs, 2013. 

33 UN Committee on the Rights of Persons with Disabilities (CRPD), Komitee für die Rechte von Menschen 

mit Behinderungen. Abschließende Bemerkungen zum zweiten und dritten Bericht Österreichs, 2023. 
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gegen Frauen und häuslicher Gewalt verwiesen und folglich drei konkrete 

Maßnahmen empfohlen.  

2.  Schweden 

In der ersten Staatenprüfung 2014 kritisiert der Ausschuss, dass nur wenig 

darüber bekannt ist, ob und in welchem Ausmaß Frauen mit Behinderungen 

aufgrund ihres Geschlechts diskriminiert werden. Ferner ist der Ausschuss 

besorgt, dass Studien und Aktionspläne, welche Menschen mit Behinderungen 

betreffen, keine geschlechterspezifischen Perspektiven beinhalten.34 

In der kombinierten zweiten und dritten Staatenprüfung 2024 zeigt sich der 

Ausschuss besorgt darüber, dass die Kombination aus Behinderung, 

Migrationshintergrund und Geschlecht bei Frauen und Mädchen in der 

Gesetzgebung und Politik nicht berücksichtigt wird. Somit fehle der 

intersektionelle Ansatz gänzlich. Außerdem fehlen dem Ausschuss detaillierte 

Daten über die Situation von weiblichen Personen mit Behinderung und über die 

Auswirkung von Gesetzen und öffentlichen Maßnahmen auf ihre Rechte im 

Rahmen des Übereinkommens.35 

3.  Bewertung des Vergleichs Österreich – Schweden 

Deutlich wird, dass bei der ersten Staatenprüfung der Ausschuss von Österreich 

grundlegende Werkzeuge wie zum Beispiel das Fehlen einer spezifischen 

Interessenvertretung sowie gezielte Unterstützungsstrukturen für Frauen mit 

Behinderung kritisiert. Zeitgleich kritisiert der Ausschuss, dass in Schweden zu 

wenig Daten über die Doppeldiskriminierung von Frauen mit Behinderungen 

vorliegen. Diese Gegenüberstellung zeigt bereits 2013/14 wie unterschiedlich 

weit Österreich und Schweden bei den Rechten von Frauen mit Behinderung 

sind. 

 
34 UN Committee on the Rights of Persons with Disabilities (CRPD), Komitee für die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen. Abschließende Bemerkungen zum ersten Bericht Schwedens, 2014. 

35 UN Committee on the Rights of Persons with Disabilities (CRPD), Komitee für die Rechte von Menschen 

mit Behinderungen. Abschließende Bemerkungen zum zweiten und dritten Bericht Schwedens, 2024. 
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Dieses Phänomen erstreckt sich auch auf den zweiten und dritten Staatenbericht, 

in dem Österreich vor allem die nicht ausreichende Gewaltprävention vor allem 

in Einrichtungen sowie die fehlenden Daten zur Mehrfachdiskriminierung kritisiert 

wird. Die fehlenden Daten zur Mehrfachdiskriminierung wurden in Österreich erst 

2023 protokolliert, jedoch in Schweden bereits 2014. Bei der zweiten und dritten 

Staatenprüfung Schwedens wurde das Thema Gewaltschutz gar nicht 

besprochen. Der Ausschuss stützt sich 2024 vor allem auf die Berücksichtigung 

von intersektionellen Ebenen in der Gesetzgebung und Politik für Menschen mit 

Behinderungen. Dieser Bereich wurde vom Ausschuss für Österreich noch nie 

angesprochen. Es darf also davon ausgegangen werden, dass Schweden im 

Bereich der Rechte von Frauen mit Behinderungen ca. 10 Jahre vor Österreich 

liegt. 

 

D.  Art. 9 – Barrierefreiheit 

1.  Österreich 

2013 lobte das Komitee Österreich für die Leistungen im Bereich Barrierefreiheit 

von Gebäuden, im Transportwesen und von Informationen. Da die 

Barrierefreiheit in den Gebieten schwankt und vor allem im ländlichen Bereich 

schlecht umgesetzt ist, sprach das Komitee die Empfehlung aus, einen 

länderübergreifenden inklusiven Ansatz der Barrierefreiheit umzusetzen. Konkret 

sollen Baunormen nicht auf eine Mindestgröße oder Ähnliches beschränkt sein, 

sondern für alle öffentlichen Einrichtungen gelten. Außerdem sollen die  Fristen 

für Etappenpläne verkürzt sowie der Plan für die Untertitelung der ORF- 

Programme rascher umgesetzt werden.36 

2023 stellte das Komitee leider gravierende Rückschritte im Bereich 

Barrierefreiheit fest. Die Umsetzung der EU- Richtlinie 2019/882 wurde nach 

Ansicht des Komitees zu eng ausgelegt. Außerdem haben sich die Standards für 

den barrierefreien Wohnungsbau rückentwickelt und es würden verbindliche 

 
36 UN Committee on the Rights of Persons with Disabilities (CRPD), Komitee für die Rechte von Menschen 

mit Behinderungen. Abschließende Bemerkungen zum ersten Bericht Österreichs, 2013. 
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Zielvorgaben für die flächendeckende Barrierefreiheit im öffentlichen Busverkehr 

fehlen. 37 

2.  Schweden 

2014 zeigt sich der Ausschuss besorgt darüber, dass Gebäude nicht barrierefrei 

sind und Verfahren der öffentlichen Auftragsvergabe nicht dazu genutzt werden, 

die Barrierefreiheit zu fördern. Außerdem wird kritisiert, dass Veröffentlichungen 

staatlicher Organisationen z.B. Gesetze und Verordnungen nur selten in 

barrierefreier Form getätigt werden.38 

2024 verschärft sich dieses Bild, da die Bestimmungen der UN-BRK im Bereich 

Barrierefreiheit im Vertragsstaat nicht gleichmäßig umgesetzt werden und es an 

Maßnahmen fehle, um das universelle Design in allen Lebensbereichen zu 

berücksichtigen. Außerdem fehle es an der Einbindung von Menschen mit 

Behinderungen an der Entwicklung von Barrierefreiheitsstandards sowie einer 

Beschwerdestelle bei Verstößen gegen solche Standards.39 

3.  Bewertung des Vergleichs Österreich - Schweden 

Sowohl für Österreich als auch für Schweden zeigt sich der Ausschuss besorgt 

über die mangelnde Barrierefreiheit in den verschiedenen Lebensbereichen. In 

Österreich konzentriert sich der Ausschuss eher auf die Barrierefreiheit von 

öffentlich-rechtlichen TV-Programmen und den barrierefreien Wohnungsbau, 

hingegen für Schweden eher die öffentliche Auftragsvergabe und deren 

Steuerungswirkung kritisiert wird.  

Österreich wurde empfohlen, Gesetze und Standards zur Verwirklichung der 

Barrierefreiheit für Dienstleistungen, Produkte und Infrastruktur, zu erlassen und 

mit einem dementsprechenden Budget auszustatten. Außerdem empfahl der 

 
37 UN Committee on the Rights of Persons with Disabilities (CRPD), Komitee für die Rechte von Menschen 

mit Behinderungen. Abschließende Bemerkungen zum zweiten und dritten Bericht Österreichs, 2023. 

38 UN Committee on the Rights of Persons with Disabilities (CRPD), Komitee für die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen. Abschließende Bemerkungen zum ersten Bericht Schwedens, 2014. 

39 UN Committee on the Rights of Persons with Disabilities (CRPD), Komitee für die Rechte von Menschen 

mit Behinderungen. Abschließende Bemerkungen zum zweiten und dritten Bericht Schwedens, 2024. 
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Ausschuss, sich an die Barrierefreiheitsanforderungen der ÖNORM B 1600 zu 

halten und diese zu verbessern, anstatt die Richtlinien des österreichischen 

Instituts für Bautechnik anzuwenden, welche wesentlich niedrigere Standards für 

Barrierefreiheit beinhalten. Auch hier wurden verbindliche Fristen für die 

Verwirklichung der Barrierefreiheit im öffentlichen Verkehr mit dem damit 

verbundenen Budget empfohlen. 

Schweden wurde empfohlen, sicherzustellen, dass die Gesetzgebung die 

Barrierefreiheit in allen Lebensbereichen inklusive dem öffentlichen 

Beschaffungswesen vorsieht und gleichmäßig umgesetzt wird. Außerdem 

empfahl der Ausschuss die aktive Beteiligung von Menschen mit Behinderungen 

bei Prozessen zur Entwicklung von Barrierefreiheitsstandards sowie von 

Beschwerdemechanismen, um Beschwerden über die Verletzung ihres Rechts 

auf Barrierefreiheit einzureichen. 

Anhand der Kritikpunkte und Empfehlungen kann davon ausgegangen werden, 

dass Österreich und Schweden im Prozess der Barrierefreiheit ungefähr 

gleichauf sind. 

 

E.  Art. 19 – Selbstbestimmtes Leben 

1.  Österreich 

Bereits 2013 nahm das Komitee besorgt zur Kenntnis, dass der Anteil der 

Menschen mit Behinderungen in Institutionen in den letzten 20 Jahren gestiegen 

ist. Dies widerspricht zum einen dem Art. 19 der Konvention und zum anderen 

erhöht es die potenzielle Gefährdung für Menschen mit Behinderungen, Opfer 

von Gewalt und Missbrauch zu werden. Daher empfahl das Komitee Bund und 

Ländern größere Anstrengungen hinsichtlich der Deinstitutionalisierung. Im 

Bereich der persönlichen Assistenz wurde Österreich für die verschiedenen 

Programme gelobt, jedoch wurde empfohlen, die persönliche Assistenz zu 
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harmonisieren und für die Zielgruppe von Menschen mit intellektuellen oder 

psychosozialen Behinderungen zu öffnen.40 

Deutlich konkreter fielen die Anmerkungen 2023 aus. Österreich wurde für die 

fehlende umfassende Strategie zur Deinstitutionalisierung sowie des nicht 

vorhandenen Rechts, den Wohnort gleichberechtigt mit anderen wählen zu 

können, weil nicht ausreichend Wohnmöglichkeiten und 

Unterstützungsleistungen zur Verfügung stehen, kritisiert. Auch der dafür 

benötigte Rechtsanspruch sei nicht vorhanden.  Zudem müsse die 

verschiedenen Leistungen der persönlichen Assistenz angeglichen sowie das 

medizinische Modell in der Bedarfserhebung abgeschafft werden. Außerdem 

seien finanzielle Mittel der Europäischen Union entgegen der Konvention in die 

Renovierung und den Bau von segregierenden Einrichtungen geflossen. 

Aufgrund dessen sprach das Komitee die Empfehlung einer nationalen 

Deinstitutionalisierungsstrategie inklusive Zieldefinition, Fristen und 

Finanzplanung in enger Abstimmung mit den 

Interessensvertretungsorganisationen von Menschen mit Behinderungen, aus. 

Des Weiteren sollen auf Bundes-, Länder- und Gemeindeebene Gesetze 

erlassen werden, die die notwendigen Rechtsgrundlagen zur 

Deinstitutionalisierung beinhalten und Sorge tragen, dass diese auch rasch 

umgesetzt werden.  Hinsichtlich der Zielbestimmung selbstbestimmtes Leben 

wurde neuerlich ein einklagbarer Rechtsanspruch auf angemessene finanzielle, 

technische und persönliche Unterstützung gefordert und den Ländern 

nahegelegt, dem Harmonisierungsprojekt des Bundes beizutreten. Österreich 

wurde ermahnt, keine weiteren Investitionen, auch nicht seitens der EU in 

Institutionen fließen zu lassen. Jegliche finanzielle, technische und pädagogische 

Mittel sind zur Förderung eines selbstbestimmten Lebens heranzuziehen. 41 

 
40 UN Committee on the Rights of Persons with Disabilities (CRPD), Komitee für die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen. Abschließende Bemerkungen zum ersten Bericht Österreichs, 2013. 

41 UN Committee on the Rights of Persons with Disabilities (CRPD), Komitee für die Rechte von Menschen 

mit Behinderungen. Abschließende Bemerkungen zum zweiten und dritten Bericht Österreichs, 2023. 
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2.  Schweden 

2013 zeigte sich der Ausschuss darüber besorgt, dass die staatlich finanzierte 

persönliche Assistenz für eine Reihe von Personen aufgrund einer geänderten 

Auslegung von „Grundbedürfnissen“ seit 2010 gestrichen wurde und dass 

Personen, die noch Unterstützung erhalten, in ihren Bewilligungen ohne 

erkennbare Gründe starke Kürzungen erfahren haben. Außerdem würden 

positive Entscheidungen im Rahmen des Gesetzes über Unterstützung und 

Dienstleistungen für Personen mit bestimmten Beeinträchtigungen, nicht 

ausgeführt werden. 42 

Noch gravierender zeigte sich die Kritik 2024: Zwischen 2015 und 2022 hätten 

mehr als 1500 Menschen mit Behinderungen ihre persönliche Assistenz verloren 

und es fehle die Möglichkeit diese Leistung ab einem Alter von 66 Jahren zu 

beantragen. Zudem gebe es gravierende Unterschiede der Leistungserbringung 

zwischen den Gemeinden. Folglich sei die Rate der Heimunterbringungen von 

Kindern und Erwachsenen gestiegen, sowie das Recht von Menschen mit 

Behinderungen ihren Wohnsitz frei wählen zu dürfen, eingeschränkt worden.43 

3.  Bewertung des Vergleichs Österreich - Schweden 

Der Vergleich Österreich und Schwedens beruht hier auf unterschiedlichen 

Ausgangslagen jedoch mit dem selben Ergebnis in beiden Staaten. Österreich 

bietet persönliche Assistenz nur für eine eingeschränkte Zielgruppe und hebt die 

Stundenkontingente für Menschen mit Behinderungen nur marginal pro Jahr. 

Schweden hingegen hatte ein gut staatlich finanziertes Assistenzsystem, hat 

jedoch über die Jahre die Kontingente für einzelne minimiert. Es zeigt sich in 

Schweden, dass trotz einer guten Gesetzgebung die Umsetzung scheitert. Der 

Effekt ist in beiden Ländern der gleiche. Menschen mit Behinderungen 

bekommen keine bedarfsgerechte persönliche Assistenz und damit wird man in 

beiden Ländern dem Artikel 19 UN-BRK nicht gerecht. 

 
42 UN Committee on the Rights of Persons with Disabilities (CRPD), Komitee für die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen. Abschließende Bemerkungen zum ersten Bericht Schwedens, 2014. 

43 UN Committee on the Rights of Persons with Disabilities (CRPD), Komitee für die Rechte von Menschen 

mit Behinderungen. Abschließende Bemerkungen zum zweiten und dritten Bericht Schwedens, 2024. 
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F.  Art. 24 – Bildung  

1.  Österreich 

Als einer der wenigen Bereiche wurde die Umsetzung des Art. 24 bereits 2013 

stark kritisiert. Zum damaligen Zeitpunkt zeigte sich das Komitee schon besorgt 

über die Stagnierung der Fortschritte in Richtung inklusiver Bildung. Bereits 

damals stieg die Anzahl von Kindern in Sonderschulen. Außerdem zeigte sich 

das Komitee verwirrt über die österreichischen Varianten von integrativer und 

inklusiver Bildung. Die vereinzelten inklusiven Bildungsregionen in den 

Bundesländer wurden positiv bewertet, jedoch zeigte sich das Komitee 

enttäuscht über die geringe Anzahl an Akademiker:innen mit Behinderungen. Die  

teilweise angebotene Gebärdensprachdolmetschung für Student:innen wurde 

gelobt. Bedauerlicherweise schlossen von 13 hörbehinderten Student:innen nur 

3 die Universität ab. Hinsichtlich des Mangels an Lehrenden mit Behinderung 

bzw. Gebärdensprachkenntnissen empfahl das Komitee ferner, mehr qualitative 

Ausbildungsmöglichkeiten zu ermöglichen und Gebärdensprache mit der 

offiziellen Anerkennung in der Verfassung zu fördern. Österreich wurde 

empfohlen, sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen in der 

alltäglichen Umsetzung von inklusiven Bildungsmodellen eingebunden werden. 

Hinsichtlich des Zugangs von Menschen mit Behinderungen zu Universitäten und 

tertiären Bildungseinrichtungen erwartet sich das Komitee deutlich stärkere 

Bemühungen von Österreich. 44 

„2023 zeigte sich der Ausschuss ernsthaft besorgt über  

a) die Rückschritte im Bereich inklusiver Bildung inklusive der Priorisierung 

segregierender Schulen in der Bildungsreform 2017. Dies hatte gravierende 

Engpässe beim Personal und den vorhandenen Plätzen im Bereich der 

inklusiven Kindergarten- und Elementarpädagogik sowie fehlende Finanzmittel 

 
44 UN Committee on the Rights of Persons with Disabilities (CRPD), Komitee für die Rechte von Menschen 

mit Behinderungen. Abschließende Bemerkungen zum ersten Bericht Österreichs, 2013. 
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und den Nichttransfer von Ressourcen aus dem segregierten Schulsystem hin 

zur inklusiven Bildung, zur Folge.  

b) den Mangel an geschultem Personal im Bereich der inklusiven Bildung 

aufgrund von Kürzungen auf der Primar- und Sekundarschulebene und die 

unzureichende behinderungsspezifische Ausbildung und Einstellung von 

Lehrkräften;  

c) das Fehlen angemessener Vorkehrungen im Bildungswesen, wie beispiels- 

weise persönliche Assistenz- und Unterstützungsangebote für Schulkinder und 

Studierende mit Behinderungen, insbesondere im Sekundar- und Tertiärbereich, 

und über den Ausschluss von Menschen mit psychosozialen und/oder 

intellektuellen Behinderungen von solchen Angeboten;  

d) die äußerst komplexen und langwierigen Verwaltungsverfahren für den 

Zugang zur inklusiven Bildung;  

e) die Nichtzulassung von Kindern mit Behinderungen zu außerschulischen 

pädagogischen Betreuungsdiensten, wie beispielsweise ergänzende 

Betreuungseinrichtungen, und die mangelnde Barrierefreiheit solcher Dienste;  

f) das Fehlen eines festgeschriebenen, einklagbaren Rechtsanspruchs von 

Kindern mit Behinderungen ab 14 Jahren auf den Besuch einer inklusiven 

Sekundarschule;  

g) das Fehlen der Österreichischen Gebärdensprache in den Schulprogrammen, 

sowohl als Unterrichtssprache als auch als Unterrichtsfach;  

h) den Mangel an umfassenden Daten zur Bildung von Kindern mit 

Behinderungen, aufgeschlüsselt nach Geschlecht, Alter, Bildungsniveau, Region 

und Art der Beeinträchtigung, und den Mangel an umfassenden Daten zu den 

finanziellen, organisatorischen, pädagogischen und politischen Maßnahmen, die 

zur Verwirklichung des Ziels der inklusiven Bildung im Einklang mit dem 

Übereinkommen ergriffen wurden.“ 45 

 
45 UN Committee on the Rights of Persons with Disabilities (CRPD), Komitee für die Rechte von Menschen 

mit Behinderungen. Abschließende Bemerkungen zum zweiten und dritten Bericht Österreichs, 2023. 
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2.  Schweden 

2013 äußerte sich der Ausschuss kurz und besorgt über Berichte, wonach 

Schulen teilweise Schüler:innen mit Behinderungen die Aufnahme aus 

organisatorischen und wirtschaftlichen Gründen verweigern würden. Außerdem 

gebe es Berichte, laut denen mangels umfassender Unterstützung Kinder nicht 

die Schule besuchen könnten.46 

2024 zeigte sich der Ausschuss über die Zunahme von 

Segregationsmaßnahmen im Bildungsbereich sowie dem Fehlen eines klaren 

Mechanismus zur Umsetzung und Überwachung einer inklusiven Bildung 

besorgt. Außerdem wären die Wahlmöglichkeiten bei der Berufsausbildung 

eingeschränkt und häufig in segregierten Strukturen. Außerdem kam es zu 

Kürzungen bei der Bereitstellung von notwendigen Mitteln im Bildungsbereich, 

der persönlichen Assistenz und bei Unterstützungsdiensten für Schüler:innen mit 

Behinderungen. Hinzu kommt eine unzureichende Ausbildung von Lehrer:innen 

in Bezug auf inklusive Bildung und die unzureichende Entwicklung spezifischer 

Fähigkeiten und Lehrmethoden.47 

3.  Bewertung des Vergleichs Österreich - Schweden 

Ähnliche Entwicklungen wie bei der persönlichen Assistenz bzw. dem Recht auf 

ein selbstbestimmtes Leben, gibt es im Bereich der Bildung. Österreich setzt nur 

langsam ein inklusives Bildungssystem um, wohingegen Schweden die zu 

Beginn rasche Umsetzung nach und nach zurückfährt und Segregationen wieder 

zunehmen. Diese Zunahme ist kürzlich auch in Österreich zu beobachten. 

Sowohl in Österreich als auch Schweden gibt es eine Vielzahl an Kindern mit 

Behinderungen, denen aufgrund ihres gesundheitlichen Zustandes der 

Bildungsweg verwehrt wird. Auch die Problematiken der unzureichenden 

Ausbildung von Lehrer:innen sowie mangelnder Ressourcen im Schulsystem 

treffen auf beide Länder zu. 

 
46 UN Committee on the Rights of Persons with Disabilities (CRPD), Komitee für die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen. Abschließende Bemerkungen zum ersten Bericht Schwedens, 2014. 

47 UN Committee on the Rights of Persons with Disabilities (CRPD), Komitee für die Rechte von Menschen 

mit Behinderungen. Abschließende Bemerkungen zum zweiten und dritten Bericht Schwedens, 2024. 
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G.  Art. 25 – Gesundheit 

1.  Österreich 

Dieser Artikel wurde in der abschließenden Bemerkung zur ersten 

Staatenprüfung 2013 nicht genannt.48 

Im kombinierten zweiten und dritten Bericht zur Staatenprüfung im Jahr 2023 

zeigte sich der Ausschuss vor allem über die starken negativen COVID-19-

bedingten Auswirkungen auf die psychotherapeutische Versorgung von Kindern 

und Jugendlichen mit Behinderung besorgt. Erschwerend kommt hinzu, dass in 

diesem Bereich kaum zuverlässige Informationen und Daten zu dieser 

Auswirkung vorhanden sind. Des Weiteren wurde der eingeschränkte Zugang 

von Frauen und Mädchen mit Behinderungen, vor allem jenen, die in 

Einrichtungen leben, zu Leistungen im Bereich der sexuellen und reproduktiven 

Gesundheit einschließlich der Verhütung und Sexualerziehung, kritisiert. Zudem 

fehle es an qualifizierten Dolmetschkräften für Gebärdensprache in der 

Gesundheitsversorgung, einschließlich für Flüchtlinge mit Behinderungen. Als 

letzter Punkt wurde die mangelnde Zugänglichkeit vieler 

Gesundheitseinrichtungen und Leistungen protokolliert.49 

2.  Schweden 

In der ersten Staatenprüfung 2013 gab es keine Bemerkungen zu diesem 

Bereich.50 

2024 zeigte sich der Ausschuss besorgt, dass vor allem in abgelegeneren 

Gebieten oder weibliche oder in Einrichtungen lebende Menschen mit 

Behinderungen einen deutlich schlechteren Gesundheitszustand und eine 

 
48 BMASK, Abschließende Bemerkungen zum ersten Bericht Österreichs - September 2013. 

49 UN Committee on the Rights of Persons with Disabilities (CRPD), Komitee für die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen. Abschließende Bemerkungen zum zweiten und dritten Bericht Österreichs, 2023. 

50 UN Committee on the Rights of Persons with Disabilities (CRPD), Komitee für die Rechte von Menschen 

mit Behinderungen. Abschließende Bemerkungen zum ersten Bericht Österreichs, 2013. 
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höhere Sterblichkeits- und Selbstmordrate aufweisen als die 

Allgemeinbevölkerung im Vergleich. Es gebe vor allem Mängel beim Zugang zu 

Gesundheitsdiensten, im Speziellen bei der zahnärztlichen Versorgung sowie im 

Bereich der sexuellen Gesundheit und Reproduktivität. Außerdem würden 

Behandlungen von Behinderungen wieder in Richtung medizinischen Ansatz 

zurückkehren und es fehle an Maßnahmen, die den Respekt vor individuellen 

Bedürfnissen, Präferenzen und Selbstbestimmung sicherstellen.51 

3.  Bewertung des Vergleichs Österreich - Schweden 

Österreich und Schweden dürften in diesem Bereich nahezu gleichauf im Bereich 

der Umsetzung sein. In beiden Ländern gibt es eine mangelhafte 

Gesundheitsversorgung sowie erhöhte Sterblichkeitsraten von Menschen mit 

Behinderungen. Der fehlende flächendeckende Zugang zu Leistungen im 

Bereich der sexuellen Gesundheit und Reproduktivität wird in beiden Ländern 

kritisiert. In Schweden kommt hinzu, dass bei Behandlungen der medizinische 

Ansatz von Behinderung im Aufschwung ist.  

Dieser Aufschwung wurde in Österreich vom Ausschuss nicht kritisiert, ist aber 

in der Praxis ebenso spürbar. 

 

H.  Art. 27 – Arbeit und Beschäftigung  

1.  Österreich 

Bei der Staatenprüfung 2013 nahm der Ausschuss mit Besorgnis die hohe Anzahl 

an Österreicher:innen außerhalb des offenen Arbeitsmarktes (geschützte 

Werkstätten) und deren sehr geringe Bezahlung zur Kenntnis. Positiv fand der 

Ausschuss das Quotensystem für die Beschäftigung von Menschen mit 

Behinderung, ist jedoch besorgt darüber, dass die Mehrheit der 

Arbeitgeber:innen die Bezahlung von Strafen bei Nicht-Erfüllung bevorzugt. 

Effektiv würden nur 22 % der Arbeitgeber:innen ihrer tatsächlichen Verpflichtung 

 
51 UN Committee on the Rights of Persons with Disabilities (CRPD), Komitee für die Rechte von Menschen 

mit Behinderungen. Abschließende Bemerkungen zum zweiten und dritten Bericht Schwedens, 2024. 
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nachkommen. Außerdem stellte der Ausschuss mit Besorgnis fest, dass 

hinsichtlich des Einkommens zwischen Männern und Frauen mit Behinderungen 

ein bedeutender geschlechtsspezifischer Unterschied besteht. Daher empfahl 

der Ausschuss dem Vertragsstaat Österreich, die Beschäftigungsprogramme von 

Menschen mit Behinderungen auszubauen und Maßnahmen zur Verringerung 

der geschlechtsspezifischen Einkommensunterschiede zu ergreifen.52 

Der Ausschuss zeigte sich in insgesamt sechs Punkten besorgt über die 

Entwicklungen und empfahl folgende Maßnahmen:  

a) die vergleichsweise niedrige Erwerbsbeteiligungsquote von Menschen mit 

Behinderungen, die niedrige Beschäftigungsquote von Menschen mit 

Behinderungen auf dem offenen Arbeitsmarkt und die zunehmend hohe 

Langzeitarbeitslosigkeit von Menschen mit Behinderungen;  

b) die ausgrenzenden Wirkungen der vom österreichischen Arbeitsmarktservice 

(AMS) auf Basis der Rechtsgrundsätze für die Beurteilung der 

„Leistungsfähigkeit“ in Auftrag gegebenen Feststellung der Arbeitsfähigkeit durch 

die Pensionsversicherungsanstalt (PVA) und der daraus resultierenden 

Einstufung als „arbeitsunfähig“ auf Menschen mit Behinderungen (was unter 

anderem zum Verlust der Kranken- und Pensionsversicherung, von Beratungs- 

und Betreuungsleistungen und des Anspruchs auf eine Pension führt), über die 

Zugrundelegung des medizinischen Modells von Behinderung für die 

Arbeitsfähigkeitsfeststellung und ihre Anwendung auch auf Kinder, die 

Unumkehrbarkeit der Feststellung und das Fehlen eines wirksamen 

Rechtsbehelfs dagegen;  

c) die getrennte Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen in geschützten 

Werkstätten und „beschäftigungstherapeutischen Werkstätten“, was unter 

anderem dazu führt, dass sie weder den Beschäftigten- noch den 

Selbständigenstatus erhalten und ihnen statt eines angemessenen Lohns ein 

Taschengeld gezahlt wird;  

 
52 BMASK, Abschließende Bemerkungen zum ersten Bericht Österreichs - September 2013. 
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d) die mangelnde Vereinbarkeit von behinderungsbedingten Leistungen mit Ein- 

kommen aus Erwerbstätigkeit von Menschen mit Behinderungen; 

e) die auf einem medizinischen Modell von Behinderung basierenden 

Voraussetzungen für die Bereitstellung persönlicher Assistenz am Arbeitsplatz; 

f) das Fehlen einer inklusiven beruflichen Orientierung und Ausbildung für 

Menschen mit Behinderungen, insbesondere junge Menschen mit 

Behinderungen.53 

2.  Schweden 

2013 zeigte sich ein unklares Bild über die Trends bei der Beschäftigung von 

Menschen mit Behinderungen. Definitiv ist, dass die Arbeitslosigkeit bei 

Menschen mit Behinderungen höher ist als bei der Allgemeinbevölkerung. Es 

zeigt sich außerdem ein erhebliches geschlechtsspezifisches Gefälle in Bezug 

auf Einkommen und Beschäftigung zwischen Frauen und Männern mit 

Behinderungen. Positiv überrascht war der Ausschuss über die 

vielversprechenden Erfolge durch die Unterstützung von persönlicher Assistenz 

am Arbeitsmarkt und jene Erfolge, die durch die öffentliche Arbeitsverwaltung 

erzielt wurden.54 

2024 bemängelte der Ausschuss die hohe Arbeitslosigkeit von Menschen mit 

Behinderungen insbesondere von Frauen, jungen Menschen, Minderheiten 

sowie Migrant:innen mit Behinderungen. Außerdem wurden die 

diskriminierenden Zahlungsmechanismen bei Menschen mit eingeschränkter 

Arbeitsfähigkeit kritisiert. Ebenso gab es Kritik für die Unterschiede zwischen den 

Regionen und Gemeinden bei der Bereitstellung von Unterstützung und 

fehlenden Maßnahmen, die sicherstellen, dass die Arbeitgeber für die Nicht-

Einhaltung der Quoten für die Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen 

zur Rechenschaft gezogen werden. Zuzüglich dessen sah der Ausschuss sich 

auch besorgt über fehlende Strategien zur Beseitigung von Diskriminierung und 

 
53 UN Committee on the Rights of Persons with Disabilities (CRPD), Komitee für die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen. Abschließende Bemerkungen zum zweiten und dritten Bericht Österreichs, 2023. 

54 UN Committee on the Rights of Persons with Disabilities (CRPD), Komitee für die Rechte von Menschen 

mit Behinderungen. Abschließende Bemerkungen zum ersten Bericht Schwedens, 2014. 
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Segregation sowie zur Gewährleistung von Chancengleichheit im Bereich Arbeit 

und Beschäftigung für Menschen mit Behinderung.55 

3.  Bewertung des Vergleichs Österreich - Schweden 

Die Nicht-Erfüllung von Einstellungsquoten von Unternehmen und dem 

öffentlichen Bereich wurde sowohl in Schweden als auch in Österreich kritisiert. 

In Schweden kommt erschwerend dazu, dass es bei Nicht-Erfüllung keine 

staatlichen Konsequenzen gibt. Österreich agiert hier konträr mit Konsequenzen. 

Auch Mehrfachdiskriminierungen von Menschen mit Behinderungen durch 

Geschlecht, Herkunft oder andere Faktoren wurden in beiden Ländern mit starker 

Besorgnis aufgefasst.  

Österreich hat im Prüfverfahren 2023 einen enormen Nachholbedarf in diesem 

Bereich dargestellt. Dementsprechend wurde seitens des Ausschusses auch 

eine lange Liste an Empfehlungen formuliert. In Schweden gab es hingegen nur 

drei Empfehlungspunkte, die sich aber auch mit jenen Empfehlungen für 

Österreich decken. 

 

VI.  Conclusio 

Summa summarum zeigt sich in Österreich und Schweden ein sehr ähnliches 

Bild.  

Fraglich ist natürlich, inwieweit der Ausschuss von den jeweiligen Organisationen 

der Länder informiert wurde und wie akribisch diese Informationen erarbeitet und 

ausgewertet wurden. Nicht außer Acht gelassen werden darf das Umfeld der 

Staatenberichtsprüfung. Dabei kommt es darauf an, welche Informationen das 

Personal der Ausschüsse erhalten hat und wie viel wissen jedes individuelle 

Ausschussmitglied mit sich bringt. Außerdem kann es Abweichungen in der 

Qualität der Schattenberichte geben, da diese davon abhängig sind, wie 

transparent und gut aufbereitet der Bericht vorbereitet wird. 

 
55 UN Committee on the Rights of Persons with Disabilities (CRPD), Komitee für die Rechte von Menschen 

mit Behinderungen. Abschließende Bemerkungen zum zweiten und dritten Bericht Schwedens, 2024. 
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Beide Länder haben in der Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention 

massiven Aufholbedarf und müssen darauf achtgeben, nicht Rückschritte 

einzufahren. In Teilbereichen wie der Bildung oder der persönlichen Assistenz ist 

dies in Österreich bzw. Schweden schon passiert und wurde auch von dem 

Ausschuss heftig kritisiert. In Zeiten einer politisch tendenziell nach rechts 

entwickelnder Gesellschaft ist der schlechte Umsetzungsstatus 16 Jahre nach 

Ratifizierung der Konvention ein Pulverfass für Menschen mit Behinderungen. 

Hinsichtlich dieser Entwicklungen ist zu befürchten, dass die Umsetzungsschritte 

noch langsamer werden und zunehmend die Rechte von Menschen mit 

Behinderungen eingeschränkt werden. Diese Einschränkung erfolgt zu einem 

Zeitpunkt, an dem noch nicht einmal alle Menschen mit Behinderungen von ihrem 

Konventionsrecht profitiert haben. 

Den österreichischen Status der Umsetzung zeigt auch eine internationale Studie 

über 16 Staaten weltweit, bei der der Umsetzungsstatus von 16 Mitgliedsstaaten 

anhand der Abschließenden Bemerkungen zu den Staatenberichten verglichen 

wurden. Österreich zeigt eine mittlere Performance in den meisten bewerteten 

Artikeln. Überdurchschnittlich schlecht schließt jedoch Österreich im Bereich 

intersektionale Diskriminierung (Frauen) sowie Bildung ab. Im Bereich der 

Bildung ist Österreich sogar Letztgereihter.56 

Die UN-BRK soll ein Mindestmaß an Schutz und Gleichstellung von Menschen 

mit Behinderungen sicherstellen und darauf achten, dass diese ausreichend 

Förderung vom Staat erhalten, um ein selbstbestimmtes Leben führen zu 

können. Von diesem Ziel sind sowohl Österreich als auch Schweden noch weit 

entfernt. Leider nehmen sie hier eine stellvertretende Rolle für duzende andere 

Staaten der Welt ein, die ebenfalls noch intensiv an der Umsetzung der UN-BRK 

arbeiten müssen. 

Die Umsetzung der UN-BRK scheitert grundlegend daran, dass die Politik nach 

wie vor zu wenig Verständnis von Menschen mit Behinderungen hat und glaubt, 

dass Einrichtungen eine adäquate Lebensform sind. Diese Einrichtungen führen 

aber dazu, dass die Gesellschaft keine Kontaktpunkte mit Menschen mit 

 
56Vgl. MacDonald Fiona, Die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention, 02.2024. 
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Behinderungen hat und daher die benötigten Rahmenbedingungen nicht 

mitdenkt. Damit wird Inklusion unnötig erschwert. Dies zeigt sich auch darin, dass 

der gesamte österreichische Behördenapparat Behinderung nach wie vor nach 

dem medizinischen Modell bewertet und nicht fähig ist mittels dem sozialen 

Modell Barrieren in der Umwelt zu identifizieren. 

Regelmäßig zeigen Regionen in der EU, dass Inklusion möglich ist und welche 

gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Nutzen es bringt. Diese Best-Practice 

Beispiele müssen ausgerollt, einzelne Artikel eingeklagt und die Politik mit Fakten 

und Daten überzeugt werden, um dem geschaffenen Recht der UN-BRK Leben 

einzuflößen. Andernfalls bleibt die UN-BRK mangels Umsetzung ein totes Recht. 
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